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Dieses Anliegen hätte der Kläger bereits auf Grund sei
ner Funktion erkennen und daher die Grundsatzentscheidung 
abwarten müssen. Er hat sich mit dem Sinn dieser Regelung 
aus mangelnder Sorgfalt nicht ausreichend auseinanderge
setzt und hat daher auch hinsichtlich des Schadens schuld
haft, d. h. fahrlässig i. S. des § 252 Abs. 2 und 3 AGB gehan
delt.

Die Behauptung des Klägers, er habe den Kombinatsdi
rektor über die Auftragserteilung informiert bzw. habe von 
diesem die Weisung dazu erhalten, vermag sein schuldhaf
tes Handeln nicht auszuschließen. Zum einen hat die Ver
nehmung des Kombinatsdirektors als Prozeßpartei diese Be
hauptung des Klägers nicht bestätigt. Im übrigen hätte der 
Kläger, selbst wenn eine solche Weisung an ihn ergangen 
wäre, als Betriebsteilleiter Projektierung erkennen müssen, 
daß eine derartige Weisung offensichtlich gegen investrecht- 
liche Bestimmungen verstößt. Er hätte die Ausführung einer 
solchen Weisung daher verweigern können und müssen.

Der Kläger hat somit dem Verklagten schuldhaft unter 
Verletzung seiner Arbeitspflichten einen Schaden in Höhe 
von 7 915 M zugefügt, so daß er gemäß §§ 260 Abs. 1, 261 
Abs. 2 AGB in Höhe eines monatlichen Tarifgehalts mate
riell verantwortlich zu machen war. Für eine Differenzierung 
des zu leistenden Schadenersatzes unterhalb seines monatli
chen Tarifgehalts gemäß § 253 AGB war bereits deshalb 
kein Raum, weil der entstandene Schaden das Tarifgehalt 
des Klägers um ein Mehrfaches übersteigt.

Der Einspruch des Klägers war deshalb abzuweisen.

Familienrecht * 1

§14 Abs. 1 ZPO; §§39, 14 Abs. 2 FGB; §§297 Abs. 1, 68, 70 
ZGB; Ziff. 3.5. der OG-Richtlinie vom 27. Oktober 1983.

1. Die Forderung auf Zahlung eines Erstattungsbetrags, die 
aus einer außergerichtlichen Vereinbarung über einen fami
lienrechtlichen Anspruch resultiert, kann nicht mit einer ge
richtlichen Zahlungsaufforderung geltend gemacht werden.
2. Die außergerichtliche Vereinbarung über die Aufhebung 
des gemeinschaftlichen Eigentums an einem Grundstück oder 
rechtlich selbständigen Gebäude bedarf zur wirksamen Über- - 
tragung des Eigentums der Beurkundung. Das gilt auch für 
ein im Bau befindliches Gebäude, für das ein Gebäudegrund
buchblatt angelegt wurde, so daß die in der Grundstücks
dokumentationsordnung enthaltenen Rechtswirkungen ein
getreten sind.
3. Die Nichtigkeit einer außergerichtlichen Vereinbarung 
über die Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums kann 
nur festgestellt werden, wenn die Voraussetzungen der §§ 68 
bzw. 70 ZGB vorliegen. Die einseitige Erklärung eines ge
schiedenen Ehegatten darüber, daß er an der Vereinbarung 
nicht festhalten will, hebt die Wirksamkeit der Vereinba
rung nicht auf.

OG, Urteil vom 6. April 1989 — OFK 7/89.

Die Ehe der Prozeßparteien ist seit dem 5. August 1987 rechts
kräftig geschieden. Über die Eigentumsverteilung haben sich 
die Prozeßparteien im Verlauf mehrerer Monate außergericht
lich verständigt.

Unstreitig hat der Verklagte am 14. Dezember 1987 eine 
Erklärung unterschrieben, aus der zu entnehmen ist, daß die 
Klägerin sich einen Kontostand von 3 000 M anrechnen lassen 
wollte mit dem Ergebnis, daß sich der vom Verklagten an sie 
zu zahlende Erstattungsbetrag auf 6 000 M reduzieren sollte. 
Danach erfolgten keine weiteren Absprachen wegen der 
Eigentumsverteilung.

Während der Ehe haben die Prozeßparteien auf einem 
volkseigenen Grundstück mit dem Bau eines Eigenheims be
gonnen. Der Verklagte hat die Bauarbeiten nach der Eheschei
dung fortgeführt. Nach dem Nutzungsvertrag vom 30. Dezem
ber 1986 bzw. dem Gebäudegrundbuchblatt sind beide Prozeß
parteien Vertragspartner bzw. Eigentümer. Das noch im Bau 
befindliche Eigenheim sollte nach Ansicht beider Prozeßpar
teien in das Alleineigentum des Verklagten übergehen. Eine 
notarielle Beurkundung erfolgte nicht.

Auf Antrag der Klägerin hat der Sekretär des Kreisge
richts am 1. März 1988 eine gerichtliche Zahlungsaufforderung

erlassen, mit der sie die Zahlung eines Erstattungsbetrags in 
Höhe von 6 000 M vom Verklagten forderte. Der Verklagte 
hat dagegen Einspruch eingelegt und vorgetragen: Eine außer
gerichtliche Vereinbarung läge nicht vor. Er habe das Schrei
ben am 14. Dezember 1987 mit seiner Unterschrift lediglich 
zur Kenntnis genommen.

Das Kreisgericht hat die Klage (Zahlungsaufforderung) 
durch Urteil abgewiesen.

Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung der 
Klägerin hat das Bezirksgericht durch Urteil als unbegründet 
abgewiesen. Zur Begründung hat es ausgeführt: Entgegen der 
Behauptung des Verklagten und der Auffassung des Kreisge
richts sei davon auszugehen, daß zwischen den Prozeßpar
teien ein Vertrag über die Aufhebung der Eigentumsgemein
schaft zustande gekommen ist. Dieser sei jedoch nichtig, weil 
der Eigentumsübergang an dem im Bau befindlichen Eigen
heim auf den Verklagten nicht beurkundet wurde. Da sich 
die Verpflichtung zur Zahlung des von der Klägerin gefor
derten Erstattungsbetrags aus dieser unwirksamen Regelung 
ergäbe und aus der Haltung des Verklagten zu schließen sei, 
daß er an der sonstigen außergerichtlichen Verteilung insge
samt nicht festhalten wolle, könne nicht davon ausgegangen 
werden, daß der Vertrag auch ohne diesen nichtigen Teil ab
geschlossen worden wäre.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er
folg hatte.
Aus der Begründung:
Das Urteil des Bezirksgerichts verletzt § 68 Abs. 2 ZGB und 
§ 39 FGB sowie Ziff. 3.5. der Richtlinie des Plenums des 
Obersten Gerichts der DDR zur Rechtsprechung bei der Auf
hebung der Eigentumsgemeinschaft der Ehegatten nach Be
endigung der Ehe vom 27. Oktober 1983 (GBl. I Nr. 32 S. 309).

Dem Bezirksgericht ist zunächst darin zuzustimmen, daß 
die Prozeßparteien eine außergerichtliche Regelung zur Ver
teilung des gemeinschaftlichen Eigentums getroffen haben. 
Zutreffend ist auch die Auffassung, daß zur wirksamen 
Übertragung des Eigentums an Grundstücken und Gebäuden 
eine Beurkundung erforderlich ist (§ 14 Abs. 2 Satz 2 FGB 
unter Beachtung von § 297 ZGB, Ziff. 3.5. der OG-Richtlinie 
vom 27. Oktober 1983). Dieses Erfordernis besteht im Inter
esse der Rechtssicherheit im Grundstücksverkehr auch dann, 
wenn das auf der volkseigenen Bodenfläche gelegene Eigen
heim noch nicht fertiggestellt ist. Da nach der Grundstücks
dokumentationsordnung (GDO) vom 6. November 1975 (GBl. I 
Nr. 43 S. 697) und der Grundbuchverfahrensordnung vom 
30. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 3 S. 42) ein Gebäude
grundbuchblatt angelegt wurde, ist davon auszugehen, daß 
Grundstücksrechte (§§ 2 und 3 GDO) in der staatlichen Do
kumentation erfaßt und damit die in Abschn. III GDO ge
nannten Rechtswirkungen eingetreten sind. Dazu gehört 
u. a., daß das Nutzungsrecht am Gebäude durch die Eintra
gung im Grundbuch bzw. auf dem Gebäudegrundbuchblatt 
nachgewiesen ist und von der Richtigkeit dieser Eintragun
gen auszugehen ist (§§ 7 Abs. 1 und 8 Abs. 1 GDO). Es kommt 
hingegen nicht darauf an, in welchem Zustand sich das Ge
bäude befindet. Insofern sind die Darlegungen der Klägerin, 
die Rechtsvorschriften zum Grundstüdesverkehr seien nicht 
zu beachten, weil das Eigenheim noch im Bau befindlich sei, 
unzutreffend. Das Bezirksgericht ist insoweit im Ergebnis 
richtig davon ausgegangen, daß infolge der fehlenden Beur
kundung über das künftige Alleineigentum am Eigenheim 
noch kein rechtswirksamer Eigentumsübergang erfolgt und 
demzufolge die außergerichtliche Vereinbarung der Prozeß
parteien in diesem Punkt gemäß § 66 ZGB nichtig ist.

Entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts ist jedoch 
nicht zwangsläufig davon auszugehen, daß die weiteren ge
troffenen Vereinbarungen der Prozeßparteien zur Verteilung 
des gemeinschaftlichen Eigentums ebenfalls nichtig sind. In
sofern ist den Ausführungen in der Urteilsbegründung nicht 
zu folgen.

Das Bezirksgericht hätte sich bei der gegebenen Sachlage 
darauf beschränken können festzustellen, daß die außerge
richtliche Vereinbarung nur hinsichtlich des Eigenheims 
nicht rechtswirksam war. Allerdings hätte es auch insoweit 
beachten müssen, daß keine Prozeßpartei die Absicht, das 
Eigenheim in das Alleineigentum des Verklagten zu über
tragen, in Frage gestellt hatte. Bei dieser Rechtslage hätte es 
nahegelegen, im Gerichtsverfahren eine Einigung der Pro-


